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§ 1 Firma, Sitz 
 
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: Münsterland Energie GmbH. 
 
(2) Sitz der Gesellschaft ist Lüdinghausen. 
 
 
§ 2 Gegenstand des Unternehmens 
 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Beschaffung der Vertrieb von Strom, Gas an Haushalts-, 
Gewerbe- und Industriekunden und alle damit im Zusammenhang stehenden Geschäfte. 
 
(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen zu errichten, sich an anderen Unternehmen zu 
beteiligen - insbesondere auch als persönlich haftende Gesellschafterin -, sowie andere Unternehmen zu 
gründen. 
 
 
§ 3 Dauer der Gesellschaft 
 
Die Gesellschaft beginnt mit der Eintragung in das Handelsregister. Die Gesellschaft wird auf 
unbestimmte Dauer errichtet. 
 
 
§ 4 Stammkapital, Stammeinlagen 
 
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000,00 EUR 
 
(2) Auf das Stammkapital übernehmen als ihre Stammeinlagen: 
 
     die Münsterland Infrastruktur Holding GmbH & Co. KG. 
 
(Die Anzahl der zu bildenden Geschäftsanteile richtet sich nach der Anzahl der sich beteiligenden 
Kommunen) 
 
 
§ 5 Geschäftsführer 
 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. 
 
(2) Die Bestellung und Abberufung von Geschäftsführern sowie deren Befreiung vom 
Geschäftsführerwettbewerbsverbot erfolgt durch Gesellschafterbeschluss. 
 
 
§ 6 Vertretung der Gesellschaft 
 
(1) Ein alleiniger Geschäftsführer vertritt die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, 
so wird die Gesellschaft vertreten durch zwei Geschäftsführer gemeinsam oder durch einen 
Geschäftsführer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen. Durch Gesellschafterbeschluss kann die 
Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer abweichend geregelt werden, insbesondere können auch alle 
oder einzelne Geschäftsführer von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit werden. 
 
(2) Die Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer dritten Personen gegenüber wird nicht beschränkt durch 
die nach Gesetz oder Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Beschränkungen für die Geschäftsführung. 
 
 
§ 7 Geschäftsführung 
 
(1) Die Führung der Geschäfte der Gesellschaft steht mehreren Geschäftsführern gemeinschaftlich zu, 
sofern nicht durch Gesellschafterbeschluss, insbesondere im Rahmen einer Geschäftsordnung, etwas 
anderes bestimmt wird. 
 
(2) Im Verhältnis zur Gesellschaft ist jeder Geschäftsführer verpflichtet, die 
Geschäftsführungsbeschränkungen einzuhalten, welche durch Gesetz, Gesellschaftsvertrag, 
Geschäftsführeranstellungsvertrag und Gesellschafterbeschlüsse festgesetzt sind oder werden. 
  
(3) Die Geschäftsführer bedürfen der vorherigen Zustimmung durch Gesellschafterbeschluss für alle 
Geschäfte, die über den gewöhnlichen Betrieb der Gesellschaft hinausgehen. 
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§ 8 Gesellschafterbeschlüsse 
 
(1) Soweit nicht das Gesetz zwingend oder dieser Gesellschaftsvertrag etwas anderes vorsehen, 
entscheiden die Gesellschafter in allen Angelegenheiten der Gesellschaft durch Beschlussfassung mit der 
Mehrheit der Stimmen aller Gesellschafter. 
 
(2) Nur mit 75 % der Stimmen aller Gesellschafter können beschlossen werden: 
 

a. Eine Änderung des Gesellschaftsvertrages 
 

b. die Auflösung der Gesellschaft. 
 

c. die Beschlüsse gemäß §§ 6, 7 und 8 des Gesellschaftsvertrages. 
 
(3) Jeder Euro eines Geschäftsanteils gewährt eine Stimme. 
 
(4) Sämtliche Gesellschafterbeschlüsse sind zu protokollieren. Das Protokoll ist von den Geschäftsführern 
zu unterzeichnen. Die Gesellschafter erhalten Abschriften. 
 
(5) Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen insbesondere folgende  
Angelegenheiten, gleichgültig ob die nachfolgenden Maßnahmen unmittelbar für und gegen die 
Gesellschaft selbst gelten sollen oder ob es sich um Maßnahmen handelt, die die Gesellschaft als 
Vertreterin für einen anderen treffen will:  
 

(a) Änderungen des Gesellschaftsvertrages einschließlich Kapitalerhöhungen und –herabsetzungen, 

(b) die Auflösung der Gesellschaft; 

(c) die Feststellung des Wirtschaftsplans; 

(d) die Feststellung des Jahresabschlusses; 

(e) die Verwendung des Ergebnisses; 

(f) die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer; 

(g) der Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen; 

(h) Abschluss und Änderung von Unternehmensverträgen i.S.d. §§ 291 und 292 AktG; 

(i) die Wahl des Abschlussprüfers; 
 
(j) Abschluss, Änderung oder Beendigung von Verträgen zwischen der Gesellschaft und Dritten, 

wenn diese Verträge von wesentlicher Bedeutung für die Gesellschaft sind: es handelt sich 
insbesondere, aber nicht ausschließlich dann um Verträge von wesentlicher Bedeutung für die 
Gesellschaft, wenn die Laufzeit fünf Jahre übersteigt und/oder im Vertrag für die Gesellschaft 
finanzielle Verpflichtungen von mehr als € 50.000,00 vorgesehen sind; 
 

(k) Übernahme von Bürgschaften oder ähnlichen Haftungsverpflichtungen; 
 

Die Gesellschafterversammlung hat bei der Ausübung ihrer Aufgaben alle Vorgaben des EnWG zu 
beachten. 
 
 
(6) Die Einlegung von Rechtsmitteln jeder Art gegen Gesellschafterbeschlüsse ist nur innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach Beschlussfassung zulässig. 
 
 
§ 9 Gesellschafterversammlung 
 
(1) Beschlüsse der Gesellschafter werden in Versammlungen gefasst. 
 
(2) Soweit das Gesetz nicht zwingend eine Gesellschafterversammlung vorsieht, bedarf es der Abhaltung 
einer Versammlung nicht, wenn sämtliche Gesellschafter schriftlich, mündlich oder in jeder anderen Form 
mit der zu treffenden Bestimmung oder mit der Form der Stimmabgabe sich einverstanden erklären. 
 
(3) Einberufung 
 

a. Die Gesellschafterversammlung wird durch einen Geschäftsführer einberufen. 
Versammlungsort ist der Sitz der Gesellschaft, sofern nicht durch 
Gesellschafterbeschluss ein anderer Ort bestimmt wird. 
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b. Die ordentliche jährliche Gesellschafterversammlung ist in den ersten acht Monaten 

eines Geschäftsjahres zur Beschlussfassung über die Feststellung des 
Jahresabschlusses, die Ergebnisverwendung und die Entlastung der Geschäftsführung 
einzuberufen. Im Übrigen ist die Gesellschafterversammlung einzuberufen, wenn es 
einem Geschäftsführer im Interesse der Gesellschaft erforderlich erscheint oder in den 
gesetzlich vorgesehenen Fällen. 

 
c. Die Einberufung erfolgt durch Einladung der Gesellschafter mittels eingeschriebener 

Briefe gegen Rückschein an die letzte von dem Gesellschafter der Gesellschaft 
mitgeteilte Adresse oder durch Übergabe gegen Empfangsbestätigung. Die Ladungsfrist 
beträgt mindestens zwei Wochen. Der Tag der Absendung und der Versammlungstag 
werden nicht mitgerechnet. Mit der Einladung sind die Beschlussgegenstände 
mitzuteilen. 

 
d. Ist die Versammlung nicht ordnungsmäßig einberufen, können Beschlüsse nur mit 

Zustimmung aller Gesellschafter gefasst werden. 
 
§ 9a Wirtschaftsplan 
 
Der Wirtschaftsplan beinhaltet den Erfolgs- und Finanzplan. Darüber hinaus ist eine fünfjährige 
Finanzplanung zu erstellen. Hierzu gehört insbesondere, dass im Lagebericht zur Einhaltung der 
öffentlichen Zwecksetzung und zur Zweckerreichung Stellung genommen wird.  
 
Die Geschäftsführung hat so rechtzeitig einen Wirtschaftsplan aufzustellen, dass die 
Gesellschafterversammlung noch vor Beginn des Geschäftsjahres über den Wirtschaftsplan entscheiden 
kann. 
 
§ 10 Geschäftsjahr, Jahresabschluss, Lagebericht und Offenlegung 
 
(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind von der Geschäftsführung entsprechend den 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften aufzustellen. In 
dem Lagebericht ist auf die Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung und die Zweckerreichung 
entsprechend § 108 Abs. 2 Ziffer 2 GO NW einzugehen. 
 

a. Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind vor der Feststellung des Jahresabschlusses nach 
den handelsrechtlichen Vorschriften durch einen/eine Wirtschaftsprüfer/-in bzw. durch eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen. Der/die Abschlussprüfer/-in hat auch die Prüfung nach 
§ 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) vorzunehmen. 

 
b. § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) findet Anwendung. 

 
c. Die Gesellschafterversammlung hat innerhalb von acht Monaten nach Abschluss des 

Geschäftsjahres über die Feststellung des Jahresabschlusses und die Ergebnisverwendung zu 
beschließen. 

 
d. Den Gesellschaftern stehen – unbeschadet der Rechte nach § 51 a GmbHG - die Befugnisse 

gemäß § 112 GO NW zu. 
 

e. Die Offenlegung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes richten sich nach den 
maßgeblichen Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches. Im Rahmen der Geltung 
des § 108 Abs. 2 Nr. 1 c GO NW ist die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des 
Ergebnisses sowie das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
unbeschadet der bestehenden gesetzlichen Offenlegungspflichten öffentlich bekannt zu machen 
und der Jahresabschluss und der Lagebericht bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 

 
§ 11 Gewinnverteilung 
 
(1) Die Gesellschafter haben Anspruch auf den Jahresüberschuss zuzüglich eines Gewinnvortrages und 
abzüglich eines Verlustvortrags, soweit der sich ergebende Betrag nicht durch Beschluss nach Abs.(2) 
von der Verteilung unter den Gesellschaftern ausgeschlossen ist. 
 
(2) Im Beschluss über die Verwendung des Ergebnisses können die Gesellschafter Beträge in 
Gewinnrücklage einstellen oder als Gewinn vortragen oder bestimmen, dass sie der Gesellschaft als 
Darlehen zu dem gemäß Gesellschafterbeschluss festgesetzten Bedingungen verbleiben. 



4 

 

H:\USER\AMT_20\InfrastrukturgmbH\Spartengesellschaft\ 

Münsterland_Energie_GmbH_Satzung_11112CM.docx 

 
(3) Die Verteilung erfolgt nach dem Verhältnis der Geschäftsanteile. 
 
 
§ 12 Gesellschafterveränderungen 
 
(1) Übertragung von Geschäftsanteilen 
 
Geschäftsanteile können ganz oder teilweise von einem Gesellschafter nur veräußert werden, wenn die 
Gesellschafter durch Beschluss mit einer Mehrheit von 75 % der Stimmen aller Gesellschafter im Voraus 
zustimmen. Der betroffene Gesellschafter ist stimmberechtigt. 
 
(2) Austrittsrecht 
 
Jeder Gesellschafter kann den Austritt aus der Gesellschaft erklären, 
 

a. jederzeit, wenn ein wichtiger Grund im Sinne des allgemeinen Gesellschaftsrechts 
vorliegt oder 

 
b. im Übrigen nur sechs Monate vor einem Geschäftsjahresende, erstmals zum 

30.06.2016. Die Austrittserklärung hat durch eingeschriebenen Brief an die Gesellschaft 
zu erfolgen. 

 
(3) Ausschluss 
 
Ein Gesellschafter ist verpflichtet, ohne seine Zustimmung aus der Gesellschaft auszuscheiden, 
 

a. wenn und sobald über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder die 
Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird, sofort, 

 
b. durch Gesellschafterbeschluss - bei dem er nicht stimmberechtigt ist, - zu dem in dem 

Beschluss bestimmten Zeitpunkt, jedoch nicht vor Mitteilung des Beschlusses an den 
betroffenen Gesellschafter 

 
aa). wenn in seinen Geschäftsanteil die Zwangsvollstreckung betrieben und 
nicht innerhalb von zwei Monaten wieder aufgehoben wird, oder 

 
bb). wenn in seiner Person ein wichtiger Grund eingetreten ist, der für die 
übrigen Gesellschafter die Fortsetzung des Gesellschaftsverhältnisses mit 
ihm unzumutbar macht. 

 
(4) Durchführung des Ausscheidens 
 

a. Der ausscheidende Gesellschafter ist verpflichtet, seinen/ihren Geschäftsanteil nach 
Maßgabe eines Gesellschafterbeschlusses mit der Mehrheit der Stimmen der übrigen 
Gesellschafter, bei dem er nicht stimmberechtigt ist, ganz oder geteilt an die 
Gesellschaft selbst, an einen oder mehrere Gesellschafter oder an von der Gesellschaft 
zu benennende Dritte zu übertragen oder die Einziehung des Geschäftsanteils zu dulden. 

 
b. Ein ausscheidender Gesellschafter erhält eine Abfindung nach Maßgabe dieses 

Vertrages, von dem seinen Geschäftsanteil erwerbenden Gesellschafter (von mehreren 
als Teilschuldner), im Falle der Einziehung von der Gesellschaft. 

 
(5) Das Ausscheiden eines Gesellschafters führt nicht zur Auflösung der Gesellschaft. Die verbleibenden 
Gesellschafter haben unverzüglich einen Beschluss zu den Modalitäten der Fortführung zu fassen. 
 
 
§13 Abfindung 
 
(1) Die Abfindung eines ausscheidenden Gesellschafters bemisst sich nach dem für den Geschäftsanteil 
zu ermittelnden Wert, der sich unter Anwendung der steuerrechtlichen Vorschriften zur Ermittlung des 
gemeinen Wertes von Geschäftsanteilen mangels Ableitbarkeit aus Verkäufen ergibt. Bewertungsstichtag 
ist das Ende des Geschäftsjahres, in dem die Austrittserklärung des Gesellschafters bei der Gesellschaft 
eingeht oder der Ausschlussbeschluss gefasst wird. Sollte zum Bewertungsstichtag eine Feststellung des 
Finanzamtes noch nicht erfolgt sein, ist die Wertermittlung nach den vorstehenden Maßstäben 
unabhängig von der Feststellung des Finanzamtes vorzunehmen. Eine Berichtigung aufgrund der 
späteren Feststellung des Finanzamtes oder einer Betriebsprüfung findet nicht statt. 
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(2) Der Gewinn für das gesamte Geschäftsjahr, in dessen Verlauf und zu dessen Ende ein Gesellschafter 
zum Ausscheiden verpflichtet ist, steht dem ausscheidenden Gesellschafter zeitanteilig bis zu dem Monat 
zu, in dessen Verlauf oder zu dessen Ende die Austrittserklärung der Gesellschaft zuging oder der 
Ausschlussbeschluss gefasst wurde. 
 
(3) Die Vergütung ist in 5 gleichen Jahresraten auszuzahlen, wobei die Fälligkeit der ersten Rate sechs 
Monate seit Vollzug des Ausscheidens, die folgenden Raten je ein Jahr später zu zahlen sind. Die 
Vergütung ist mit jährlich 2 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz der Deutschen 
Bundesbank von der jeweilig noch geschuldeten Höhe von dem Monatsersten an, von dem 
ausscheidenden Gesellschafter gemäß Abs. (2) ein Gewinn nicht mehr zusteht, zu verzinsen. 
 
§ 14 Schlussbestimmungen 
 
(1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im deutschen Bundesanzeiger oder einem etwa an 
seine Stelle tretenden Veröffentlichungsorgan. 
 
(2) Die Gründungskosten (Handelsregister, Bekanntmachungen, Beratungen, Notar) trägt die 
Gesellschaft bis zu einem Betrag von 10 % des nominellen Stammkapitals. 
 
(3) Durch die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrages wird die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht berührt. 
 
(4) Als Gerichtsstand wird Münster vereinbart.  
 
(5) Die Gesellschaft wird die Vorschriften des Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern NRW 
Landesgleichstellungsgesetz  (LGG) anwenden. Die Funktionsbezeichnungen dieses Vertrages werden in 
weiblicher oder männlicher Form geführt. 
 
 
Notarieller Beurkundungshinweis 
 
 
 
Unterschriften 


